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Vorwort 

Die Diskussion um die Sanktionierung von Verbänden hat durch eine Reihe von 
Entwürfen und zuletzt durch den Regierungsentwurf vom 16.6.2020 an Dynamik 
gewonnen. Ausweislich seiner Begründung verfolgt der Entwurf „das Ziel, die 
Sanktionierung von Verbänden, deren Zweck auf einen wirtschaftlichen Geschäfts-
betrieb gerichtet ist, auf eine eigenständige gesetzliche Grundlage zu stellen, sie dem 
Legalitätsprinzip zu unterwerfen und durch ein verbessertes Instrumentarium eine 
angemessene Ahndung von Verbandstaten zu ermöglichen. Zugleich soll er Com-
pliance-Maßnahmen fördern und Anreize dafür bieten, dass Unternehmen mit in-
ternen Untersuchungen dazu beitragen, Straftaten aufzuklären“. 

Das so skizzierte Programm bedarf näherer Erläuterung (dazu gewissermaßen 
aus der Innensicht des Gesetzgebers Busch) und impliziert Handlungsbedarf mit 
Blick auf die derzeitige Gesetzeslage (dazu Murmann). Vor dem Hintergrund der 
Kontroversen um die Einführung eines Verbandsstrafrechts liegen insbesondere 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen den Entwurf nahe (dazu Rostalski, deren Bei-
trag nicht in Schriftform vorliegt; stattdessen sei verwiesen auf ihre Ausführungen 
in NJW 2020, 2087 ff.) und es bedarf der Erörterung, wie sich das Konzept des 
Verbandssanktionengesetzes in die bisherige Diskussion um ein Verbandsstrafrecht 
einordnen lässt (dazu Kubiciel). Ein wesentliches Element des Entwurfs stellt die 
Honorierung unternehmensinterner Ermittlungen und der Etablierung von Com-

https://doi.org/10.17875/gup2022-2025


4 Uwe Murmann 

pliance-Systemen dar (dazu Momsen). Insbesondere in diesem Zusammenhang ent-
steht Bedarf nach der Einbeziehung anwaltlicher Expertise (dazu Taschke). Schließ-
lich stellt sich mit Blick auf die grenzüberschreitende Tätigkeit von Verbänden die 
Frage nach der Anwendbarkeit eines Verbandssanktionengesetzes (dazu Ambos). 

Der Entwurf ist bekanntlich letztlich nicht Gesetz geworden. Erledigt ist das 
Thema damit nicht. Im Koalitionsvertrag zwischen SPD, Bündnis 90/Die Grünen 
und FDP für die Jahre 2021 – 2025 heißt es zum Unternehmensrecht: „Wir schüt-
zen ehrliche Unternehmen vor rechtsuntreuen Mitbewerberinnen und Mitbewer-
bern. Wir überarbeiten die Vorschriften der Unternehmenssanktionen einschließ-
lich der Sanktionshöhe, um die Rechtssicherheit von Unternehmen im Hinblick auf 
Compliance-Pflichten zu verbessern und für interne Untersuchungen einen präzi-
sen Rechtsrahmen zu schaffen“. 

Die Auseinandersetzung mit dem Regierungsentwurf behält damit ihre Rele-
vanz. Ich danke der Referentin und den Referenten für ihre Beiträge und für die – 
trotz des digitalen Formats – lebhafte Diskussion mit den zahlreichen Gästen. Mei-
nem Lehrstuhlteam danke ich für die Mitwirkung an der Vorbereitung der Tagung 
und Herrn Johannes Stefan Weigel zudem für die Formatierung der Beiträge. 

Göttingen, im März 2022 Uwe Murmann 


